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Vorschlag für eine sechzehnte Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames 
Mehrwertsteuersystem: Gemeinsame Regelung für bestimmte Gegenstände, 
die endgültig mit der Mehrwertsteuer belastet worden sind und von einem 
Endverbraucher eines Mitgliedstaates aus einem anderen Mitgliedstaat 
eingeführt werden 
»EG-Dok. Nr. 8745/84« 


A. Problem 

Unter anderem das deutsche Umsatzsteuerrecht sieht grund- 
sätzlich bei der Einfuhr von gebrauchten Gegenständen durch 
Privatpersonen auch im Verhältnis zu EG-Mitgliedstaaten die 
Erhebung von Einfuhrumsatzsteuer, bemessen nach dem 
Restwert, vor. Im sogenannten Sehul-Fall hat der Europäische 
Gerichtshof die Ansicht vertreten, daß das Einfuhrland dem 
Gegenstand, der im Ausfuhrland anläßlich seiner Lieferung 
im Neuzustand bereits der dortigen Mehrwertsteuer unter- 
worfen worden war, keine weitere Steuerlast auferlegen dür- 
fe, als sie auf gleichen nationalen Gegenständen laste. Infolge- 
dessen schrieb der Gerichtshof im konkreten Fall vor, daß die 
vom Ausfuhrmitgliedstaat erhobene Restmehrwertsteuer, die 
dem Wert des Gegenstandes nach innewohnt, von der Mehr- 
wertsteuer, die anläßlich der Einfuhr fällig wird, abgezogen 
werden müsse. Die EG-Kommission möchte dieses Problem 
allgemeingültig (unter anderem differenziert nach Richtung 
des Steuergefälles zwischen zwei Mitgliedstaaten) lösen. 
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B. Lösung 

Der Kommissionsvorschlag begegnet wegen seiner für den 
EG-Bürger unübersichtlichen Kasuistik, dem damit verbunde- 
nen Verwaltungsaufwand und des Eingriffs in Grundsätze des 
gemeinschaftlichen Mehrwertsteuersystems erheblichen Be- 
denken, denen in einer Entschließung Ausdruck gegeben wer- 
den soll, die zugleich einen einfacheren Weg weist. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Weitere Alternativen wurden nicht erörtert. 


D. Kosten 

Die Umsatzsteuerausfälle halten sich in so engen Grenzen, 
daß sie bei Lösung des Problems vernachlässigt werden kön- 
nen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag teilt die Bedenken des Bundesrates gegen die von der 
EG-Kommission vorgeschlagenen Sonderregelungen (Anlage). Er bittet deshalb 
die Bundesregierung, dem Richtlinienvorschlag in der vorliegenden Fassung 
nicht zuzustimmen. Statt dessen sollte, soweit in bestimmten Fällen die volle 
Erhebung der Einfuhrumsatzsteuer wegen einer früheren Umsatzbesteuerung 
im Herkunftsland unbillig erscheint, geprüft werden, ob von der Erhebung der 
Einfuhrumsatzsteuer im Bestimmungsland ganz oder teilweise abgesehen wer- 
den kann. 


Bonn, den 10. Dezember 1984 


Der Finanzausschuß 

Gattermann Dr. Köhler (Duisburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag einer sechzehnten Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: Gemeinsame 
Regelung für bestimmte Gegenstände, die endgültig mit der Mehrwertsteuer belastet worden sind 
und von einem Endverbraucher eines Mitgliedstaates aus einem anderen Mitgliedstaat eingeführt 
werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf die Artikel 99 und 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments *), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bis zur Verwirklichung des in der ersten Richtlinie 
67/227/EWG des Rates 3 ) festgelegten Zieles der Be- 
seitigung der Steuergrenzen gilt es, die Neutralität 
des gemeinsamen Umsatzsteuersystems in bezug 
auf den Ursprung der Gegenstände zu gewährlei- 
sten, um die Voraussetzungen für einen gemeinsa- 
men Markt zu schaffen, auf dem ein gesunder Wett- 
bewerb herrscht und der mit einem echten Binnen- 
markt vergleichbare Merkmale aufweist. 

Diese Neutralität wird durch den Grundsatz der Be- 
steuerung im Bestimmungsland erreicht. Soweit 
aber heute noch Steuergrenzen bestehen, macht 
dieser Grundsatz die steuerliche Entlastung der Ge- 
genstände bei der Ausfuhr und ihre Besteuerung 
bei der Einfuhr erforderlich. 

Da dieser Grundsatz im innergemeinschaftlichen 
Verkehr bei neuwertigen Gegenständen gilt, müs- 
sen auch die Privatpersonen an den Vorteilen betei- 
ligt werden, die sich aus der Errichtung des Ge- 
meinsamen Marktes ergeben, wenn sie Gegen- 
stände einführen, die endgültig mit der Mehrwert- 
steuer belastet worden sind — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Unbeschadet der Anwendung anderer Gemein- 
schaftsbestimmungen ändern die Mitgliedstaaten 


x ) ... 

2 ) ... 

3 ) ABI. Nr. 71 vom 14. April 1967, S. 1301/67 


ihre Mehrwertsteuerregelung für den innergemein- 
schaftlichen Handel mit bestimmten Gegenständen 
nach Maßgabe der Vorschriften dieser Richtlinie. 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

Die in Artikel 1 genannten Gegenstände sind die 
in einen Mitgliedstaat von einem Endverbraucher 
eingeführten Gegenstände, der diese in einem an- 
deren Mitgliedstaat eingeführt bzw. dort von einem 
Steuerpflichtigen oder von einem anderen Endver- 
braucher erworben hat. 

Ausgeschlossen sind jedoch die bei einem Steuer- 
pflichtigen weniger als 30 Tage vor dem Tag ihrer 
Ausfuhr erworbenen Gegenstände. 

Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

Für die Anwendung dieser Richtlinie gilt als: 

a) „Endverbraucher“: 

1. eine Person, die hinsichtlich der in Artikel 2 
genannten Einfuhr nicht als Steuerpflichti- 
ger im Sinne des Artikels 4 der Richtlinie 
77/388/EWG des Rates 1 ) angesehen wird; 

2. ein Steuerpflichtiger, der beim Erwerb eines 
Gegenstandes nicht das Recht auf Vor Steu- 
erabzug hatte; 

b) „letzter besteuerter Wert“: die letzte Besteue- 
rungsgrundlage, die bei einer Lieferung im In- 
land oder einer Einfuhr mit Mehrwertsteuer be- 
lastet wurde. 

Artikel 4 

Für die Ausfuhr geltende Bestimmungen 

1. Die Ausfuhr von den in Artikel 2 Abs. 1 genann- 
ten Gegenständen, deren Wert einschließlich 
Mehrwertsteuer bei der Ausfuhr gleich oder ge- 
ringer ist als ihr letzter besteuerter Wert zuzüg- 
lich der Mehrwertsteuer, gibt dem ausführenden 


*) ABI. Nr. L 145 vom 13. Juni 1977, S. 1 


Zugeleitet mit Schreiben vom 27. August 1984 — 14 — 680 70 — E — Fi 360/84 — vom 27. August 1984. 
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Endverbraucher das Recht, sich vom Ausfuhr- 
mitgliedstaat die Restmehrwertsteuer erstatten 
zu lassen, die die Gegenstände belastet, welche 
bei ihrer Lieferung im Hoheitsgebiet des Aus- 
fuhrmitgliedstaates bzw. bei ihrer Einfuhr in 
diesen Staat gemäß Artikel 2 der Richtlinie 
77/388/EWG besteuert worden sind; diese Ge- 
genstände müssen jedoch in eine der nachste- 
hend genannten Gruppen fallen: 

a) ihr Wert einschließlich Mehrwertsteuer liegt 
über dem Dreifachen des zum Zeitpunkt der 
Ausfuhr geltenden Betrages gemäß Artikel 2 
der Richtlinie 69/169/EWG des Rates 1 ), ohne 
jedoch 2 000 ECU zu übersteigen, und ihre 
letzte der Mehrwertsteuer unterliegende Ver- 
äußerung oder Einfuhr liegt weniger als drei 
Jahre zurück; 

b) ihr Wert einschließlich Mehrwertsteuer über- 
steigt 2 000 ECU. 

2. Eine Erstattung wird nicht gewährt 

a) für Gegenstände, deren Wert einschließlich 
Mehrwertsteuer bei der Einfuhr 

— höher ist als ihr letzter besteuerter Wert 
zuzüglich der Mehrwertsteuer; 

— gleich oder geringer ist als ihr letzter be- 
steuerter Wert zuzüglich der Mehrwert- 
steuer, ohne den ersten in Absatz 1 Buch- 
stabe a genannten Betrag zu übersteigen; 

— gleich oder geringer ist als ihr letzter be- 
steuerter Wert zuzüglich der Mehrwert- 
steuer, ohne 2 000 ECU des ersten in Ab- 
satz 1 Buchstabe a genannten Betrages zu 
übersteigen, und deren letzte der Mehr- 
wertsteuer unterliegende Veräußerung 
oder Einfuhr mehr als drei Jahre zurück- 
liegt; 

b) im Falle eines Antrages auf Befreiung bei 
der Einfuhr durch den Endverbraucher, so- 
fern die Restmehrwertsteuer des Ausfuhr- 
mitgliedstaates zumindest gleich der im Mit- 
gliedstaat der Einfuhr zu erhebenden Steuer 
ist. 

3. Der bei der Ausfuhr zu erstattende Mehrwert- 
steuerbetrag ist gleich der Restmehrwertsteuer, 
welche durch Anwendung des Mehrwertsteuer- 
satzes, dem der letzte besteuerte Wert unterlag, 
auf den Wert des Gegenstandes zum Zeitpunkt 
seiner Ausfuhr errechnet wird. Dieser Wert ist 
gleich dem vom Erwerber erklärten, gezahlten 
oder zu zahlenden Preis oder, wenn kein Preis 
vorliegt, gleich dem Normalwert wie er in Arti- 
kel 11 B Ziffer lb) der Richtlinie 77/388/EWG 
definiert und von den zuständigen Dienststellen 
des Ausfuhrmitgliedstaates festgestellt wird. 

Der Ausfuhrmitgliedstaat kann jedoch bei Be- 
trugsverdacht bezüglich des erklärten Preises 
den erklärten Preis durch den Normalwert er- 
setzen. 


x ) ABI. Nr. L 113 vom 4. Juni 1969, S. 6 


Artikel 5 

1. Um in den Genuß der in Artikel 4 Abs. 1 genann- 
ten Erstattung zu kommen, muß der Endver- 
braucher 

a) den Nachweis erbringen, daß der ausgeführte 
Gegenstand im Ausfuhrmitgliedstaat mit der 
Mehrwertsteuer belastet worden ist; er kann 
diesen Nachweis führen, indem er entweder 
die ursprüngliche Rechnung oder ein Doku- 
ment, das diese ersetzt, oder die Einfuhrbe- 
scheinigung vorlegt. Aus diesen Urkunden 
müssen die Natur, der Ort, gegebenenfalls 
die Mengen sowie die erforderlichen Anga- 
ben zur Errechnung der erhobenen Mehr- 
wertsteuer hervorgehen; 

b) bei den zuständigen Stellen des Ausfuhrmit- 
gliedstaates innerhalb von drei Monaten 
nach der Einfuhr einen Antrag auf Erstat- 
tung gemäß dem Formblatt, Teil A und B, im 
Anhang stellen und zusammen mit einer der 
unter a) genannten Urkunden eine Einfuhr- 
bescheinigung entsprechend dem Teil C die- 
ser Richtlinie vorlegen. 

2. Der Ausfuhrmitgliedstaat muß die Erstattung 
der Steuer innerhalb von drei Monaten nach 
Eingang des Antrages veranlassen. Bei Betrugs- 
verdacht kann der Mitgliedstaat die Frist um 
weitere drei Monate verlängern. 

Artikel 6 

Für die Einfuhr geltende Bestimmungen 

1. Bei den in Artikel 4 Abs. 1 genannten Gegen- 
ständen wird die Besteuerungsgrundlage gebil- 
det durch den von dem Ausfuhrmitgliedstaat für 
die Erstattung herangezogenen Wert abzüglich 
des zu erstattenden Mehrwertsteuerbetrages, 
berechnet nach den Vorschriften von Artikel 4 
Abs. 3, unbeschadet der Bestimmungen von Arti- 
kel 11 B Ziffern 3 und 4 der Richtlinie 77/388/ 
EWG. 

Der Endverbraucher kann jedoch bei Vorlage 
des Dokuments nach Artikel 5 Ziffer 1 b), das 
eine entrichtete Restmehrwertsteuer im Mit- 
gliedstaat der Ausfuhr von mindestens dem bei 
der Einfuhr geschuldeten Betrag ausweist, eine 
Befreiung bei der Einfuhr beantragen. In diesem 
Fall brauchen die zuständigen Behörden des 
Einfuhrmitgliedstaates den Teil C des im An- 
hang beigefügten Formblattes nicht mit einem 
Sichtvermerk zu versehen. 

2. Bei den Gegenständen, die bei ihrer Ausfuhr ei- 
nen Wert aufweisen, der über ihrem letzten be- 
steuerten Wert zuzüglich der Mehrwertsteuer 
liegt, wird die Besteuerungsgrundlage abwei- 
chend von den Bestimmungen von Artikel 11 B 
Ziffern 1 und 2 der Richtlinie 77/388/EWG gebil- 
det durch die Differenz zwischen ihrem Wert 
(ohne Mehrwertsteuer) bei der Ausfuhr und ih- 
rem letzten besteuerten Wert, ggf. unbeschadet 
der Bestimmungen von Artikel 11 B Ziffern 3 
und 4 der Richtlinie 77/388/EWG. 
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Der Einfuhrmitgliedstaat kann jedoch bei Be- 
trugsverdacht bezüglich des bei der Ausfuhr er- 
klärten Preises den erklärten Preis durch einen 
Normalwert gemäß Artikel 11 B Ziffer 1 der 
Richtlinie 77/388/EWG ersetzen. 

3. Die zuständigen Stellen des Einfuhrmitglied- 
staates händigen dem Einführer Teil C des For- 
mulars im Anhang mit ihrem entsprechenden 
Sichtvermerk aus. 


Artikel 7 

Ein von einem Endverbraucher eingeführter Ge- 
genstand wird im Einfuhrmitgliedstaat von der 
Mehrwertsteuer befreit, 

a) wenn sein Wert einschließlich Mehrwertsteuer 
gleich dem ersten in Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe 
a genannten Betrag oder niedriger ist, 

b) wenn sein Wert einschließlich Mehrwertsteuer 
den ersten in Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe a ge- 
nannten Betrag übersteigt, ohne 2 000 ECU zu 
überschreiten, er dabei gleich oder niedriger ist 
als der letzte besteuerte Wert und die Vorausset- 
zung vorliegt, daß die letzte der Mehrwertsteuer 
unterliegende Veräußerung oder Einfuhr mehr 
als drei Jahre zurückliegt. 

Artikel 8 

Schlußbestimmungen 

1. Die Mitgliedstaaten können keine von dieser 
Richtlinie abweichenden weiteren Verpflichtun- 
gen auferlegen. 


2. Die Mitgliedstaaten geben in geeigneter Weise 
bekannt, welches die zuständigen Stellen für die 
Prüfung der Ausfuhr- und Einfuhrbescheinigun- 
gen und für die Entgegennahme der in Artikel 5 
Abs. 1 Buchstabe b genannten Anträge sind. Die 
Hinweise auf diese Dienststellen müssen in ei- 
nem Vermerk enthalten sein, der den Formblät- 
tern des Anhangs beigefügt ist. 

Artikel 9 

Sofern die Nachweise gemäß Artikel 5 nicht er- 
bracht werden, kann der Mitgliedstaat der Einfuhr 
jedes andere Beweismittel in Betracht ziehen oder 
von der Vermutung ausgehen, daß die Mehrwert- 
steuer im Mitgliedstaat der Ausfuhr erhoben wurde 
und den Betrag auf die geschuldete Mehrwert- 
steuer bei der Einfuhr ausnehmen. 


Artikel 10 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser 
Richtlinie bis zum 31. Dezember 1984 nachzu- 
kommen. Sie setzen die Kommission unverzüg- 
lich davon in Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter 
diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 


Artikel 11 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 
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Anlage 


1. Die Erklärung muß in einer der amtlichen Spra- 
chen der Gemeinschaft ausgefüllt werden, die 
von den zuständigen Behörden des Mitgliedstaa- 
tes, in dem die Abfertigungsmodalitäten stattfin- 
den, akzeptiert werden kann. Soweit erforder- 
lich, können die Zollbehörden des Bestimmungs- 
landes vom Erklärenden oder seinem Vertreter 
in diesem Mitgliedstaat eine Übersetzung dieser 
Erklärung in die Amtssprache oder eine der 
Amtssprachen dieses Mitgliedstaates verlangen. 
Diese Übersetzung ersetzt die entsprechenden 
Referenzen in der Erklärung. 

2. Jedes Formblatt muß in vierfacher Ausfertigung 
(durch Durschschläge) ausgefüllt werden. 

3. Die zuständigen Dienststellen in den einzelnen 
Mitgliedstaaten sind für: 

Belgien 

Dänemark 

Deutschland 

Frankreich 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Vereinigtes Königreich 


7 



Drucksache 10/2636 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Vermerk 

Mit Mehrwertsteuer belastete Gegenstände: 

Ausfuhrregelung innerhalb der Gemeinschaft — Europäische Gemeinschaft 
Mehrwertsteuerrichtlinie 84 


Dieser Vermerk soll den jeweils Betroffenen helfen, 
die gemäß der Richtlinie vorgeschriebenen Formu- 
lare auszufüllen. Er hat nicht Gesetzeskraft 

Worin besteht die Regelung? 

Die Regelung erlaubt, in einem Mitgliedstaat erwor- 
bene Gegenstände nach einem anderen Mitglied- 
staat auszuführen, ohne zweimal Mehrwertsteuer 
zahlen zu müssen. Die Regelung gewährt normaler- 
weise Anspruch auf Rückerstattung der für die Ge- 
genstände im Ausfuhrland gezahlten Mehrwert- 
steuer, sofern mit Hilfe von Abschnitt C des beige- 
fügten Formulars nachgewiesen werden kann, daß 
die Mehrwertsteuer im Einfuhrland bezahlt wurde. 
Wenn der Verkäufer oder Sie selbst im Ausfuhrland 
einen Mehrwertsteuerbetrag gezahlt haben, der 
mindestens dem Mehrwertsteuerbetrag entspricht, 
den Sie bei der Einfuhr bezahlen müßten, können 
Sie, statt sich die im Ausfuhrland gezahlte Mehr- 
wertsteuer erstatten zu lassen, für die steuerfreie 
Einfuhr Ihrer Gegenstände optieren. Sie haben je- 
doch keinen Anspruch auf Rückerstattung, wenn 
die Gegenstände einen höheren Wert haben als zu 
dem Zeitpunkt, als Ihr Verkäufer oder Sie selbst sie 
bei einem Steuerpflichtigen gekauft haben. In die- 
sem Fall haben Sie bei der Einfuhr lediglich Mehr- 
wertsteuer auf den Betrag des Mehrwerts zu zah- 
len. 

Die Regelung gilt für Gegenstände aller Art, sie 
müssen jedoch zu irgendeinem Zeitpunkt mit Mehr- 
wertsteuer belastet gewesen und diese Mehrwert- 
steuer darf nicht erstattet worden sein. Es kann 
sich um neue oder Gebrauchtgegenstände handeln; 
wenn Sie sie aber neu gekauft haben, müssen sie 
seit mindestens 30 Tagen in Ihrem Besitz sein, be- 
vor Sie die Ausfuhr vornehmen können (sonst 
kommt die Regelung für die Ausfuhr von neuen 
Gegenständen zur Anwendung x )). 

Die Mitgliedstaaten und ihre zuständigen Stellen 
sind vorstehend aufgeführt. Die Regelung gilt unab- 
hängig davon, welche zwei Mitgliedstaaten jeweils 
betroffen sind. 


x ) Artikel 15.2 der 6. Mehrwertsteuerrichtlinie 


Der Lieferant kann ein Steuerpflichtiger (d. h. ein 
der Mehrwertsteuer unterliegendes Geschäft oder 
gewerbliches Unternehmen oder ein Nichtsteuer- 
pflichtiger (z. B. eine andere Privatperson) sein. 

Für wen gilt die Regelung? 

Für Nichtsteuerpflichtige (normalerweise Privat- 
personen), die Gegenstände von einem Mitglied- 
staat in einen anderen ausführen möchten. Andere 
Regeln gelten für Käufe, die Steuerpflichtige täti- 
gen. 

Wie funktioniert die Regelung? 

1. Abschnitt A des Formulars ist auszufüllen: 

Wenn Sie die Gegenstände bei einem Steuer- 
pflichtigen gekauft haben, gelten die Anweisun- 
gen in der linken Spalte; haben Sie sie bei einem 
Nichtsteuerpflichtigen erworben, gelten die An- 
weisungen in der rechten Spalte. 

2. Das Formular und die vorgeschriebenen Belege 
sind dann der zuständigen Stelle des Ausfuhr- 
landes zu dem Zeitpunkt vorzulegen, zu dem Sie 
die Gegenstände aus dem Land ausführen (prak- 
tisch handelt es sich um die Zollstelle des Aus- 
fuhrlandes an dem Grenzübergang, den Sie für 
die Einfuhr wählen). Diese Behörde bescheinigt 
die Richtigkeit der Erklärung in Abschnitt A 
und schätzt gegebenenfalls den Wert der Gegen- 
stände. 

3. Bei der Einfuhr der Gegenstände füllt die zu- 
ständige Behörde Abschnitt C aus und setzt den 
bei der Einfuhr zu entrichtenden Mehrwertsteu- 
erbetrag fest 

4. Das Formular (dessen drei Abschnitte ordnungs- 
gemäß ausgefüllt sein müssen) ist an die zustän- 
dige Behörde des Ausfuhrstaates (siehe Liste) 
zusammen mit den vorgeschriebenen Belegen 
zu schicken. 

NB. Für die Gewährung der Erstattung ist es erfor- 
derlich, daß die zuständige Stelle des Ausfuhr- 
landes das vollständig ausgefüllte Formular in- 
nerhalb von drei Monaten ab dem Einfuhrda- 
tum erhält, das der Stempel auf Abschnitte 
angibt. 
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Der Mehrwertsteuer unterliegende Gegenstände: Regelung für innergemeinschaftliche private 
Einfuhren 


Teil A: Vom Exporteur auszufüllende Erklärung 


1) Ich erkläre hiermit, daß ich die nachstehenden Gegenstände (Art, Menge, Beschreibung, Größe, Typ) 
gekauft oder eingeführt habe: 

2) Name und Anschrift des Lieferanten (d. h. der Person, von der Sie die Gegenstände erworben haben): 
Wurden die Gegenstände vom Lieferanten oder für seine Rechnung in das ausführende Land eingeführt, 
ist das Einfuhrzollamt anzugeben: 


3) Tag, an dem Sie die Gegenstände gekauft oder in das ausführende Land eingeführt haben: 


4) Falls der Lieferant eine steuer- 
pflichtige Person ist (normaler- 
weise ein Geschäft oder ein anderes 
Wirtschaftsunternehmen) oder 
Sie die Gegenstände in das aus- 
führende Land eingeführt haben 


a) Durchkreuzen Sie den gegen- 
überliegenden Kasten durch 
eine diagonal verlaufende Li- 
nie und wenden Sie sich dem 
folgenden Unterabschnitt b) 
zu 


Nk 


b) i) Tragen Sie hierneben den 
von Ihnen für die Gegen- 
stände gezahlten Preis, 
oder den bei der Einfuhr 
erklärten Wert ein. 


ii) Mehrwertsteuerbetrag und 
Steuersatz, der in (i) ent- 
halten ist 

iii) Ziehen Sie (ii) von (i) ab 
und tragen Sie das Ergeb- 
nis hier ein 

Sie müssen die Rechnung, aus der 
die in diesem Abschnitt gemach- 
ten Preis- und Mehrwertsteuer- 
angaben bezüglich der zwischen 
Ihnen und den Lieferanten getä- 
tigten Transaktion hervorgehen, 
oder die Einfuhrbescheinigung 
vorlegen. 



(Preis in Worten) 


(Preis in Zahlen) 


(Preis in Worten) 


(Preis in Zahlen) 


Falls der Lieferant nicht eine steuer- 
pflichtige Person ist (normalerweise 
eine Privatperson) 


Tragen Sie hierneben den Preis ein, 
den Sie für die Gegenstände gezahlt 
haben. Haben Sie die Gegenstände 
beispielsweise als „Geschenk“ oder 
,,im Tausch“ erhalten, vermerken Sie 
dies in dem dafür vorgesehenen Raum. 

Tragen Sie nebenstehend Namen und 
Anschrift der Person ein, von der Ihr 
Lieferant die Gegenstände erworben 
hat. 


Tragen Sie nebenstehend den Preis 
oder den Einfuhrwert ein, der zuletzt 
der Mehrwertsteuer unterlegen hat 
(dies ist normalerweise der Preis, den 
Ihr Lieferant für die Gegenstände 
gezahlt hat, es sei denn, er habe sie 
von einer Person erhalten, die eben- 
falls nicht steuerpflichtig war), sowie 
den Tag, an dem er sie gekauft hat. 

Mehrwertsteuerbetrag, der in (i) ent- 
halten ist 


Ziehen Sie (ii) von (i) ab und tragen 
Sie das Ergebnis hier ein. 


Legen Sie die Rechnung oder andere 
Nachweise über die zwischen Ihnen 
und Ihrem Lieferanten getätigte 
Transaktion vor. Sie müssen die 
Rechnung, das an ihre Stelle tretende 
Dokument oder die Einfuhrbeschei- 
nigung für die Gegenstände vorlegen, 
um die in diesem Abschnitt gemach- 
ten Preis- und Mehrwertsteueranga- 
ben bezüglich der Transaktion zwi- 
schen dem Lieferanten und der letz- 
ten steuerpflichtigen Person, von der 
die Gegenstände erworben wurden, 
zu belegen. 
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noch: Teil A: Vom Exporteur auszufüllende Erklärung 


5) Erstattungen: Name 

Anschrift 

Kontonummer (Angabe freigestellt) 


der Person, an die gegebenen- 
falls Erstattungen geleistet 
werden sollen 
(siehe Erläuterungen) 

6) Ich erkläre hiermit, daß ich die obigen Angaben nach bestem Wissen und Gewissen gemacht habe. 

Name 

Anschrift 

Unterschrift 

Datum 
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Teil B: 1) Erklärung der zuständigen Behörden des Ausfuhrmitgliedstaates 


Auszufüllen vom Zoll- oder Steueramt , das die Gegenstände für die Ausfuhr aus dem ausführenden Staat abfertigt. 


Hiermit wird bescheinigt, daß die in Teil A Abschnitt 1 auf geführten Gegenstände korrekt beschrieben 
wurden und daß die Angaben über Preis, Mehrwertsteuer und Rechnung in Teil A Abschnitt 2 und 4 den 
ordnungsgemäß vorgelegten ursprünglichen Rechnungen und (Teil A Abschnitt 4(a)) der Erklärung des 
Exporteurs entsprechen. Außerdem wird bescheinigt, 

entweder (1), daß der Wert der Gegenstände gleich dem in Teil A 
Abschnitt 4 angegebenen Preis ist 



Stempel der zuständigen 
Behörde des 
Ausfuhrmitgliedstaates 


oder (2) (a) daß der Wert der Gegenstände von den zuständi- 

gen Behörden des Ausfuhrmitgliedstaates ge- 
schätzt wird auf 

(b) einschließlich des in Teil A (4) (b) (ii) angegebenen 
Mehrwertsteuersatzes von 

(c) gleich einem Betrag an Restmehrwertsteuer von 

(d) und gleich einem Betrag ohne Steuer von 

% 


Stempel der zuständigen 
Behörde des 
Ausfuhrmitgliedstaates 

■ 




(3) Berechnung der Erstattung. Dieser Abschnitt ist mit 
einer diagonal verlaufenden Linie zu streichen, wenn 
der in Teil B (2 ) (a) festgelegte Wert den in Teü A (4) (b) (i) 
eingetragenen Wert übersteigt. Hier ist der in Teil 
A(4)(b)(iii) genannte Wert oder, falls er geringer ist, 
der gegebenenfalls in Teil B(2)(d) aufgeführte Wert, 

multipliziert mit dem Mehrwertsteuersatz von % 

(wie in Teil B (1) oder (2) angegeben), einzutragen. 



Stempel der zuständigen 
Behörde des 
Ausfuhrmitgliedstaates 





Teil C: Erklärung der zuständigen Behörden des Einfuhrmitgliedstaates 

Auszufüllen vom Zoll- oder Steueramt, das die Gegenstände für den Inlandsverbraüch im einführenden Land abfertigt. 


Hiermit wird bescheinigt, daß die in Teil A auf geführten Gegenstände eingeführt wurden und daß 


entweder (1) der der in Teil B (2) genannte Schätzwert oder der 
von Ihnen gezahlte Preis unter A (4) (a) niedriger ist 
als der in Teil A (4) (b) (iii) aufgeführte Betrag, Mehr- 
wertsteuer auf diesen Wert erhoben wird, die in 
Landeswährung dem Gegenwert entspricht: 

oder (2) da der in Teil B (2) oder A (4) (a) festgelegte Wert 
höher ist als der in Teil A (4) (b) (iii) genannte Betrag, 
Mehrwertsteuer auf die Differenz erhoben wird. 
Diese Differenz entspricht in Landeswährung des 
einführenden Landes dem Gegenwert von: 

Dementsprechend wurde Mehrwertsteuer erhoben zum Satz 
von % Gesamtbetrag der erhobenen MWSt. 


Alle drei Teile dieses Formblattes sind ausgefüllt zusammen mit den erforderlichen Rechnungen innerhalb von 
drei Monaten nach dem in Teil C bescheinigten Einfuhrdatum an die zuständigen Behörden des in den Erläuterun- 
gen genannten ausführenden Mitgliedstaates zu senden. Der ausführende Mitgliedstaat erstattet die Steuer 
normalerweise innerhalb drei Monaten nach Antrag seingang. 


Stempel der zuständigen 
Behörde des 
Einfuhrmitgliedstaates 
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Begründung 


Allgemeine Erwägungen 


I. Gegenstand des Richtlinienvorschlags 

Der Kommission ist seit je daran gelegen, Regelun- 
gen einzuführen, die eine Doppelbesteuerung im in- 
nergemeinschaftlichen Handelsverkehr ausschlie- 
ßen. 

Bezüglich der Gebrauchtgegenstände in ihrer Ge- 
samtheit hatte die Kommission früher bereits — 
ohne Erfolg — dem Rat im Rahmen des Vorschlags 
der sechsten Richtlinie 1 ) in Artikel 15 Abs. 9 die 
Steuerbefreiung von Gebrauchtgegenständen für 
den Fall vorgeschlagen, daß der Besitzer den Nach- 
weis erbringen kann, daß ihr Erwerb in einem an- 
deren Mitgliedstaat vor mindestens sechs Monaten 
endgültig mit der Mehrwertsteuer belastet wurde. 

Zu einem späteren Zeitpunkt hat die Kommission 
in die künftigen Aktionen im Rahmen des „Pro- 
gramms zur Vereinfachung der im innergemein- 
schaftlichen Handel angewandten Verfahren und 
Formalitäten auf dem Gebiet der Mehrwert- 
steuer“ 3 ), das sie dem Rat am 20. Mai 1981 vorgelegt 
hat, Maßnahmen aufgenommen, die die Probleme 
lösen sollten, die sich für Privatpersonen im inner- 
gemeinschaftlichen Verkehr mit Gegenständen, die 
sie von einer anderen Privatperson erworben ha- 
ben, ergeben. 

Der Europäische Gerichtshof sah sich seinerseits 
veranlaßt, sich zu der Vereinbarkeit der Bestim- 
mungen der sechsten Richtlinie 77/388/EWG 2 ) mit 
der Nichtdiskriminierungsvorschrift von Artikel 95 
EWG-Vertrag zu äußern. Artikel 2 dieser Richtlinie 
nämlich unterwirft der Mehrwertsteuer sämtliche 
Einfuhren, während innerhalb eines Mitgliedstaa- 
tes nur die Lieferungen von Gegenständen besteu- 
ert werden, die gegen Entgelt erfolgen. 

Um die Bedingungen für einen echten Binnen- 
markt zu schaffen, insbesondere durch Wegfall aller 
Hemmnisse für den innergemeinschaftlichen Han- 
delsaustausch, vertrat der Gerichtshof die Ansicht, 
daß die Besteuerung bei der Einfuhr eines Gegen- 
standes durch eine Privatperson aus einem Mit- 
gliedstaat, wo dieser Gegenstand anläßlich seiner 
Lieferung im Neuzustand bereits der inländischen 
Mehrwertsteuer unterworfen war, keine weitere 
Steuerlast auferlegen dürfe, als sie auf gleichen na- 
tionalen Gegenständen laste. Infolgedessen schrieb 
der Gerichtshof vor, daß die vom Ausfuhrmitglied- 


1 ) ABI. Nr. C 80 vom 5. Oktober 1973, Seite 1 

2 ) Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 — 
ABI. Nr. L 145 vom 13. Juni 1977, Seite 1 

3 ) ABI. Nr. C 244 vom 24. September 1981, Seite 4 


Staat erhobene Restmehrwertsteuer, die dem Wert 
des Gegenstandes noch innewohnt, von der Mehr- 
wertsteuer, die anläßlich der Einfuhr fällig wird, 
abgezogen werden müsse. 

Die Vermeidung der Doppelbesteuerung auf die 
vom Gerichtshof aufgezeigte Weise verursacht 
keine Schwierigkeit in dem Fall, wo der Einfuhr- 
staat einen Steuersatz erhebt, der höher ist als bzw. 
gleich hoch ist wie der auf den fraglichen Gegen- 
stand im Ausfuhrstaat erhobene Steuersatz. In die- 
sem Fall findet entweder eine Besteuerung zum 
Steuersatz, der gleich der Differenz zwischen den 
beiden Steuersätzen ist, statt, oder es tritt bei der 
Einfuhr Steuerbefreiung ein. Sie verursacht auch 
keine Schwierigkeit, wenn der Gegenstand, statt an 
Wert zu verlieren an Wert gewonnen hat und die 
Wertsteigerung ausreicht, um die Steuerdifferenz 
zu absorbieren. 

Ein Problem stellt sich dagegen, wenn der Bestim- 
mungsstaat einen Mehrwertsteuersatz anwendet, 
der unter dem Satz liegt, der auf den Gegenstand in 
seinem Ursprungsland angewendet wurde bzw. 
wenn die Wertsteigerung des Gegenstandes nicht 
dazu ausreicht, um die bei der Einfuhr zu zahlende 
Mehrwertsteuer nach Abzug der im Ausfuhrstaat 
geschuldeten Steuer abzudecken, denn der Einfuhr- 
staat erhält hier nicht nur keine Mehrwertsteuer, 
sondern auch der Gegenstand wird obendrein in- 
nerhalb des Bestimmungslandes mit einer Steuer 
belastet in den Verkehr gebracht, die dem höheren 
Satz des Ausfuhr Staates entspricht. 

Gewiß wäre es möglich, Lösungen zu finden, um 
diesen Effekten bei den betreffenden Staaten wie 
bei den Privatpersonen zu begegnen. 

Die Feststellung solcher Verzerrungen bei der An- 
wendung hat die Kommission zu dem Schluß ge- 
führt, daß die Schaffung eines besonderen Erstat- 
tungsverfahrens bezüglich des verbleibenden Rest- 
anteiles der beim ursprünglichen Erwerb geschul- 
deten Mehrwertsteuer (dieser Restanteil ist im 
Zeitpunkt der Ausfuhr noch im Wert des Ge- 
brauchsgegenstandes enthalten) durch den Aus- 
fuhrstaat sowie ein System der Besteuerung des 
Gegenstandes auf der Basis seines Wertes bei der 
Einfuhr wünschenswert sei; damit soll einerseits 
die Nichtbesteuerung, die sich bei strikter Anwen- 
dung obiger Methode für einige Mitgliedstaaten er- 
geben würde, andererseits die sich daraus erge- 
bende unterschiedliche Steuerbelastung von inlän- 
dischen und importierten Gegenständen vermieden 
werden. 

Grundsätzlich ähnelt dieser Mechanismus demjeni- 
gen, der auf die Steuerpflichtigen im Rahmen der 
sechsten Richtlinie angewendet wird, der Ausfuh- 
ren von der Mehrwertsteuer befreit sowie demjeni- 
gen Mechanismus, welcher auf Reisende angewen- 
det wird, die Gegenstände im Wert über die Frei- 
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grenze hinaus exportieren, und die eine Erstattung 
der gezahlten Steuer erwirken können, wenn sie 
den Nachweis der Einfuhr in einen anderen Mit- 
gliedstaat (oder in ein Drittland) erbringen. Dieser 
Mechanismus fügt sich voll und ganz in das ge- 
meinschaftliche Mehrwertsteuersystem ein. 

Was die Steuergerechtigkeit angeht, so führt der 
Mechanismus zu einer ausgewogenen Aufteilung 
der Besteuerung der steuerbaren Materie nach den 
aufeinanderfolgenden Orten, an denen der Endver- 
brauch stattfindet; er führt zu keinerlei Pufferphä- 
nomenen. 

Der vorliegende Vorschlag bezweckt nicht die Aus- 
merzung der Doppelbesteuerung, die sich ergibt, 
wenn ein Steuerpflichtiger bei einem Endverbrau- 
cher in einem anderen Mitgliedstaat einen Gegen- 
stand erwirbt, der aufgrund seiner Rückführung in 
den Handelskreislauf eine Steuerkumulierung ver- 
ursacht und keine Regelung zur Löschung der ur- 
sprünglichen Reststeuer besteht. Für diese Fälle 
hat die Kommission dem Rat bereits den Vorschlag 
einer siebten Richtlinie unterbreitet, der zur Zeit im 
Rat geprüft wird. Andererseits beeinflußt sie nicht 
die unmittelbare Anwendung des Urteils des Ge- 
richtshofes in Erwartung der Annahme des Ge- 
meinschaftstextes. 

Bei der Vorlage dieses Vorschlags lenkt die Kom- 
mission die Aufmerksamkeit auf die Schlußfolge- 
rungen des Europäischen Rates vom 25. und 
26. Juni, die den Abbau der Grenzformalitäten für 
den Personenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
zum 1. Juli 1985 -fordern. Die Kommission behält 
sich das Recht vor, diesen Vorschlag — sowie jeden 
anderen den Gemeinschaftsinstitutionen vorliegen- 
den Vorschlag bezüglich des Binnenmarktes — im 
Lichte der aufgrund dieser Schlußfolgerungen zu 
treffenden Maßnahmen zu überprüfen. 


II. Regelung zur Vermeidung der 

Doppelbesteuerung bei der Einfuhr von 
Gegenständen, die in einem anderen 
Mitgliedstaat endgültig mit der 
Mehrwertsteuer belastet worden sind 


Ausgehend von diesen Grundsatzerwägungen 
schlägt die Kommission vor, eine Regelung einzu- 
führen, die es gestatten würde, die Doppelbesteue- 
rung zu vermeiden, dabei aber nach Möglichkeit 
Ausgeglichenheit des Haushalts der Mitgliedstaa- 
ten und die steuerliche Gleichbehandlung der ein- 
geführten Gegenstände mit den innerstaatlichen 
Gegenständen zu wahren. Dieses Ziel läßt sich er- 
reichen durch die Einführung eines Mechanismus 
zur Erstattung der Restmehrwertsteuer bei der 
Ausfuhr und zur Besteuerung des Gegenstandes bei 
der Einfuhr auf der Grundlage des gesamten Rest- 
wertes, gestützt auf zwischen den Mitgliedstaaten 
vereinheitlichte Beweismittel. 


A. Mechanismus zur Erstattung der 

Restmehrwertsteuer im Ausfuhrmitgliedstaat 
und zur Besteuerung des Gegenstandes bei 
seiner Einfuhr 

1. In der großen Mehrzahl der Fälle verliert ein 
Gegenstand mit der Zeit an Wert. 

Der für einen solchen Gegenstand eingeführte 
Mechanismus sieht die Rückzahlung der Rest- 
mehrwertsteuer vor, die dem Gegenstand bei 
seiner Ausfuhr wertmäßig noch anhaftet, und 
seine Besteuerung bei der Einfuhr in einen an- 
deren Mitgliedstaat auf der Grundlage seines 
Gesamtwertes in diesem Zeitpunkt, abzüglich 
der Restmehrwertsteuer, die vom Ausfuhrmit- 
gliedstaat zu erstatten ist. 

Um den Verwaltungsaufwand zu begrenzen, die 
dieser Mechanismus sowohl für die Betroffenen 
als auch für die Verwaltungen der Mitgliedstaa- 
ten mit sich bringt, werden zwei Ausnahmen 
vorgeschlagen: 

— Die erste Ausnahme fußt auf dem Wert des 
Gegenstandes, der eingeführt wird: Es wird 
eine Steuerbefreiung gewährt, wenn der 
Wert des Gegenstandes den dreifachen Be- 
trag der im innergemeinschaftlichen Reise- 
verkehr eingeräumten Freigrenze nicht über- 
schreitet (d. h. 280 ECU x 3 = 840 ECU) und 
die anderen Gemeinschaftsbestimmungen 
über Einfuhrfreibeträge nicht zur Anwen- 
dung gelangen; 

— die zweite Ausnahme richtet sich nach dem 
Alter des Gegenstandes: Normalerweise 
amortisiert sich ein Gegenstand praktisch im 
Laufe der Jahre, und sein Wert schrumpft 
gegenüber dem versteuerten Wert zusam- 
men: im Hinblick auf eine Eindämmung der 
Flut der Anträge wurde der Mechanismus 
der „Rückerstattung und Besteuerung“ für 
alle Gegenstände ausgeschlossen, die einen 
Wertverlust erfahren haben und für die 
Steuer gezahlt wurde, d. h. für die vor mehr 
als drei Jahren von einem Steuerpflichtigen 
erworbenen oder eingeführten Gegenstände. 

Im umgekehrten Falle dagegen, wo ein Ge- 
genstand trotz seines Wertverlustes einen 
nicht zu vernachlässigenden Wert behält, der 
mit 2 000 ECU festgesetzt wird, bleibt der Me- 
chanismus der „Erstattung und Besteuerung“ 
über die drei Jahre hinaus anwendbar, unab- 
hängig davon, wie lange die letzte Besteue- 
rung zurückliegt. 

So wird mit der Zeit sich der Mechanismus 
auf die Befreiung dieser Gegenstände hin 
entwickeln, da mit der Erhöhung der Frei- 
grenze diese auf die Grenze von 2 000 ECU 
zustrebt. 

2. Gewisse in beschränkter Zahl vorhandene Ge- 
genstände verlieren nicht an Wert, sondern wer- 
den im Gegenteil mit der Zeit wertvoller. Hier 
könnte man Kunstwerke, Antiquitäten, Samm- 
lungsstücke, Gold, Sportboote usw. nennen. 

Die Anwendung des Erstattungsverfahrens 
hätte in diesem Fall zur Folge, das Ausfuhrland 
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jeder Mehrwertsteuereinnahme zu berauben, da 
die Restmehrwertsteuer gleich der Gesamt- 
mehrwertsteuer wäre, während der Gegenstand 
in seinem Steuerhoheitsgebiet genutzt worden 
wäre. Es erschien deshalb gerecht, vorzusehen, 
daß der exportierende Mitgliedstaat die erho- 
bene Mehrwertsteuer nicht erstattet, die als dem 
„Verbrauch“ entsprechend angesehen wird, der 
in seinem Hoheitsgebiet stattgefunden hat, und 
daß dementsprechend zur Vermeidung von Dop- 
pelbesteuerung nur der Wertanteil im Einfuhr- 
mitgliedstaat besteuert wird, die den letzten be- 
steuerten Wert übersteigt 

Diese Ausnahme von dem Grundsatz der Erstat- 
tung der Restmehrwertsteuer im Falle einer 
Wertzunahme eines Gegenstandes ist auch er- 
forderlich, um Steuerhinterziehungen vorzubeu- 
gen, zu denen es in den Mitgliedstaaten mit ho- 
hen Steuersätzen kommen könnte, da dann für 
den Steuerpflichtigen ein Anreiz bestünde, ei- 
nen Gebrauchtgegenstand lieber auszuführen, 
als ihn im Inland weiterzuverkaufen; er käme so 
in die Lage, während mehrerer Jahre einen sich 
verteuernden Gegenstand zu benutzen und da- 
nach die gesamte anfänglich gezahlte Steuer er- 
stattet zu erhalten. 

Die Kommission ist sich des Umstands bewußt, 
daß die Nichterstattung der Mehrwertsteuer 
durch das Ausfuhrland und die Besteuerung bei 
der Einfuhr auf einer auf den Wertzuwachs be- 
schränkten Basis zur Folge hat, daß der Gegen- 
stand in dem Einfuhrmitgliedstaat mit einer 
Steuer belastet wird, die nicht mehr derjenigen 
Steuerlast gleich ist, die auf identischen oder 
ähnlichen im inländischen Verkehr befindlichen 
Gegenständen lastet. Aber es schien ihr, daß die- 
ser Mangel an Einheitlichkeit eher hingenom- 
men werden könnte als die Einnahmeverluste 
und Betrugsrisiken, die sich bei Anwendung des 
normalen Mechanismus der „Erstattung und Be- 
steuerung“ ergeben hätten. 

Schließlich sei bemerkt, daß die Kommission es 
nicht für sinnvoll hält, die Begrenzung bezüglich 
des Alters des Gegenstandes (drei Jahre) in dem 
Fall vorzusehen, wo die Gegenstände mit der 
Zeit wertvoller werden; solche Gegenstände wer- 
den infolgedessen in dem Einfuhrmitgliedstaat 
unabhängig von ihrem Alter auf der Basis ihres 
Wertzuwachses besteuert. 


B. Grundlage der Erstattung der 

Restmehrwertsteuer bei der Ausfuhr und der 
Besteuerung des Gegenstandes bei seiner 
Einfuhr 

1. Was die Gegenstände angeht, die an Wert verlo- 

ren haben, so bleibt noch — da das Prinzip der 
Erstattung der Restmehrwertsteuer im Ausfuhr- 

mitgliedstaat und der Besteuerung im Einfuhr- 
mitgliedstaat gilt — die Grundlage dieser Erstat- 

tung und dieser Besteuerung festzulegen. 


Weil es das Ziel ist, jede Doppelbesteuerung zu 
unterbinden, ist es geboten, für diese beiden 
Operationen die gleiche Grundlage zu wählen 1 * * 4 ). 

Bezüglich der Feststellung des Betrages der im 
Ausfuhrmitgliedstaat entrichteten und zum Zeit- 
punkt seiner Ausfuhr noch im Wert des Gegen- 
standes enthaltenen Restmehrwertsteuer sind 
zwei Faktoren festzuhalten: der bei der letzten 
Besteuerung des Gegenstandes geltende Mehr- 
wertsteuersatz und der Wert des Gegenstandes 
bei seiner Ausfuhr. 

Da dieser Wert zugleich der Wert ist, der als 
Besteuerungsgrundlage bei der Einfuhr dient, 
ist es wichtig vorzuschreiben, daß er von ein und 
derselben Stelle geschätzt und gegebenenfalls 
festgesetzt wird. 

Offensichtlich verfügt nur der Ausfuhrmitglied- 
staat über die Voraussetzungen dieser Wertbe- 
stimmung, da nur er die Bedingungen seines 
Binnenmarktes kennt. 

In dem hier ins Auge gefaßten Falle einer Wert- 
minderung eines Gegenstandes ist die Wertbe- 
stimmung des Gegenstandes somit einzig und 
allein Sache des Ausfuhrmitgliedstaates. Die in 
Artikel 1 1 B Ziffern 1 und 2 festgelegten Regeln 
können angewandt werden, ohne daß es einer 
besonderen Anpassung bedürfte: Im Prinzip 
wird der Preis, der Gegenstand der Transaktion 
ist, wenn ein Verkauf vorliegt, bzw. der vom Ex- 
porteur erklärte Wert als Grundlage für die Be- 
rechnung der Erstattung der noch innewohnen- 
den Restmehrwertsteuer dienen. Es genügt 
dann, wenn die zuständigen Stellen des Ausfuhr- 
mitgliedstaates auf diesen Wert den zum Zeit- 
punkt der Rechnungstellung bzw. der Ausstel- 
lung des Nachweises, daß der Gegenstand mit 
der Mehrwertsteuer belastet wurde (ursprüngli- 
che Rechnung, Rechnung des steuerpflichtigen 
Wiederverkäufers oder Einfuhrdokument), gel- 
tenden Mehrwertsteuersatz anwenden, um den 
zu erstattenden Mehrwertsteuerrest zu bestim- 
men und den Betrag (ohne Steuern) des Aus- 
fuhrwertes zu erhalten; dieses Element dient 
dann als Berechnungsgrundlage für die Mehr- 
wertsteuer, die bei der Einfuhr fällig wird. Es 
versteht sich allerdings, daß — wenn Steuern, 
Zölle, zusätzliche Kosten, Beförderungskosten 
usw. eine Rolle spielen — der Einfuhrmitglied- 
staat das Recht hätte, diese Elemente gemäß 
den Vorschriften von Artikel 11 B Ziffer 3 der 
sechsten Richtlinie in diese Grundlage einzube- 
ziehen. 

Soweit allerdings Betrugsverdacht bestünde, 
könnte der Ausfuhrmitgliedstaat den erklärten 
Wert berichtigen und ihn durch den Normalwert 
ersetzen. Die Bestimmung dieses Normalwertes 
darf vom Einfuhrmitgliedstaat nicht in Frage ge- 
stellt werden, andernfalls würde, da die Grund- 
lage der Erstattung und der Besteuerung nicht 


4 ) Vorbehaltlich der eventuellen Einbeziehung der Ele- 
mente gemäß Artikel 1 1 B Ziffer 3 der sechsten Richtli- 
nie (sonstige Steuern, Beförderungskosten usw.) in die 
Besteuerungsgrundlage. 
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mehr die gleiche wäre, wiederum eine Doppelbe- 
Steuerung eintreten. 

Allerdings ist in diesem Stadium der Harmoni- 
sierung anzumerken, daß die beiden Parteien 
gewissermaßen gegensätzliche Interessen ha- 
ben werden: Der Ausfuhrmitgliedstaat, der die 
Steuer erstatten muß, könnte dazu neigen, einen 
recht niedrigen Wert anzusetzen, und würde da- 
mit den Einfuhrmitgliedstaat darauf festlegen, 
auf einer verminderten Grundlage besteuern zu 
müssen. Aber abgesehen davon, daß die Loyali- 
tät der Mitgliedstaaten nicht in Zweifel gezogen 
werden kann, darf man annehmen, daß die Si- 
tuation der Gegenseitigkeit eine Garantie dafür 
bieten wird, daß in diesem Bereich gerechte Lö- 
sungen gefunden werden. 

Es hat sich jedoch gezeigt, daß zur Vereinfa- 
chung der Formalitäten in dem Maße, wie die 
Restmehrwertsteuer des Ausfuhrmitgliedstaa- 
tes gleich oder höher als die im Einfuhrmitglied- 
staat geschuldete Mehrwertsteuer wäre, der 
Endverbraucher, der es wünscht, auf die Erstel- 
lung der Mehrwertsteuer, die noch in dem Wert 
des Gegenstandes enthalten ist, verzichten 
könnte und den Gegenstand befreit einführt. 

2. Was die Gegenstände angeht, die an Wert ge- 
wonnen haben, so erschien es, wie oben er- 
wähnt, am gerechtesten, von der Rückzahlung 
der im Preis enthaltenen Restmehrwertsteuer 
(die dann gleich der gesamten, ursprünglich im 
Ausfuhrmitgliedstaat auf den Gegenstand erho- 
benen Mehrwertsteuer wäre) abzusehen, um es 
dem Ausfuhrmitgliedstaat zu erlauben, eine 
Steuer zu behalten, die dem in seinem Hoheits- 
gebiet stattgefundenen „Verbrauch“ entspricht. 
Um im Gegenzug jede Doppelbesteuerung zu 
vermeiden, kann die Besteuerungsgrundlage bei 
der Einfuhr nicht der Gesamtwert des Gegen- 
standes sein, sondern sie muß sich auf dessen 
Wertzuwachs beschränken. 

Dieser Wertzuwachs ist gleich der Differenz zwi- 
schen zwei Werten: 

— Der erste Wert ist der Wert bei der Ausfuhr. 
Es handelt sich um den Preis oder Normal- 
wert, kontrolliert und abgezeichnet durch die 
zuständigen Dienststellen des Ausfuhrmit- 
gliedstaates und bestimmt, wie im vorstehen- 
den Abschnitt A beschrieben. Die Einschal- 
tung der Stellen des Ausfuhrmitgliedstaates 
bleibt in der Tat unerläßlich, obwohl von de- 
ren Seite keinerlei Erstattung geleistet wird: 
denn sie kennen den Wert auf dem Binnen- 
markt und sind in der Lage, das Dokument, 
das den letzten besteuerten Wert attestiert, 
zu überprüfen. Da allerdings der Einfuhrmit- 
gliedstaat als einziger finanziell betroffen ist, 
ist ihm im Falle vermuteter Unterbewertung 
die Möglichkeit einzuräumen, den angegebe- 
nen Wert zu verändern und entsprechend Ar- 
tikel 11B Ziffer 1 der sechsten Richtlinie den 
Normalwert anzusetzen. 

— Der zweite Wert ist der letzte besteuerte 
Wert: Dies kann entweder der Preis des Ge- 
genstandes bei Neukauf von einem Steuer- 


pflichtigen, wie er aus der von diesem ausge- 
stellten Rechnung hervorgeht, oder aber der 
bei der Einfuhr des Gegenstandes in den 
Ausfuhrmitgliedstaat besteuerte Wert, oder 
schließlich der beim Kauf des Gegenstandes 
bei einem steuerpflichtigen Wiederverkäufer 
von Gebrauchtgegenständen besteuerte Be- 
trag (Preis oder Gewinnspanne) sein. Die 
Dienststellen des Ausfuhrmitgliedstaates 
sollten anläßlich der Anbringung ihres Sicht- 
vermerks ebenfalls den Betrag der Mehr- 
wertsteuer angeben, mit dem der Gegen- 
stand endgültig belastet wurde, damit die 
Dienststellen des Einfuhrmitgliedstaates den 
nach Abzug der enthaltenen Restmehrwert- 
steuer verbleibenden Ausfuhrwert berech- 
nen können, um die Wertsteigerung zu be- 
stimmen, die als Besteuerungsgrundlage im 
Einfuhrstaat dient. 


C. Vorzulegende Nachweise und 
Gemeinschaftsverfahren 

Eine praktische und sichere Anwendung des vorge- 
sehenen Mechanismus setzt voraus, daß drei Un- 
klarheiten bereinigt werden: 

1. Eine Prüfung des vorgelegten Dokuments als 
Nachweis, daß der ausgeführte Gegenstand end- 
gültig mit der Mehrwertsteuer belastet worden 
ist, ist vonnöten, um sich seiner Echtheit zu ver- 
gewissern und um die zu jenem Zeitpunkt faktu- 
rierte Mehrwertsteuer zu erhalten. Nur der Aus- 
fuhrmitgliedstaat verfügt über die Kontrollmit- 
tel und die Kenntnis der seinerzeit in Kraft be- 
findlichen Rechtsvorschriften, um den damals in 
Rechnung gestellten Mehrwertsteuerbetrag be- 
glaubigen zu können. Deshalb wird auch vom 
Ausführmitgliedstaat verlangt, das betreffende 
Dokument nach Prüfung mit einem Sichtver- 
merk zu versehen. Das vereinheitlichte Form- 
blatt (Anlage B) gestattet eine gemeinschafts- 
weite Nutzung der bescheinigten Auskünfte in 
allen Sprachen. 

2. Es gilt, dem praktischen Bedarf an verständli- 
chen Informationen beim Einfuhrmitgliedstaat 
Genüge zu tun. Ihm sind nämlich durch die im 
Ausfuhrmitgliedstaat fakturierte Steuer und 
durch den von diesem bei der Erstattung zu- 
grunde gelegten Wert bei der Festlegung der Be- 
steuerungsgrundlage die Hände gebunden. Des- 
halb ist die „Rückübersetzung“ dieser Informa- 
tion in die Sprache des Einfuhrmitgliedstaates 
in dem Formblatt vorgesehen (Anlage A), das für 
die Erstattung vorgesehen ist und dem Expor- 
teur für die Einfuhrformalitäten in den anderen 
Mitgliedstaat in doppelter Ausfertigung ausge- 
stellt wird. 

3. Die Erstattung im Ausfuhrmitgliedstaat darf 
erst erfolgen, nachdem der exportierende End- 
verbraucher den Nachweis erbracht hat, daß der 
Gegenstand im Einfuhrmitgliedstaat besteuert 
worden ist (wie dies bereits bei der Steuerentla- 
stung der von den Reisenden in ihrem Gepäck 
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exportierten Waren gehandhabt wird). Dies gab 
den Anstoß, ein einheitliches Einfuhrformblatt 
zu entwerfen (Anlage C). 


Kommentar zu den Artikeln 
Zu Artikel 1 

Artikel 1 besagt, daß die Änderungen an den Ein- 
fuhrvorschriften im Hinblick auf die Mehrwert- 
steuer nichts an den für Privatpersonen bereits gel- 
tenden Gemeinschaftsvorschriften zur Vermeidung 
von Doppelbesteuerungen ändern, als da sind: 

— Richtlinien des Rates Nr. 69/169/EWG vom 

28. Mai 1969 5 ) zur Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungsvor Schriften über die Befreiung 
von den Umsatzsteuern und Sonderverbrauch- 
steuern bei der Einfuhr im grenzüberschreiten- 
den Reiseverkehr, zuletzt geändert durch die 
Richtlinie des Rates Nr. 82/443/EWG 6 ) vom 

29. Juni 1982; 

— Richtlinie des Rates Nr. 83/ 183/EWG 7 ) vom 
28. März 1983 über Steuerbefreiungen bei der 
endgültigen Einfuhr persönlicher Gegenstände 
durch Privatpersonen aus einem Mitgliedstaat; 

— Richtlinie des Rates Nr. 83/ 181 /EWG 8 ) vom 
28. März 1983 zur Festlegung des Anwendungs- 
bereichs von Artikel 14 Abs. 1 Buchstabe d der 
Richtlinie 77/388/EWG hinsichtlich der Mehr- 
wertsteuerbefreiung bestimmter endgültiger 
Einfuhren von Gegenständen; 

— Artikel 15 Abs. 2 der Richtlinie des Rates Nr. 77/ 
388/EWG 9 ). 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 legt den Anwendungsbereich der Richtli- 
nie, sowohl was die Gegenstände als auch was die 
Definition der einführenden Personen angeht, fest. 

Die Frist von 30 Tagen, während der ein von einem 
Steuerpflichtigen erworbener Gegenstand weiter- 
hin dem Anwendungsbereich von Artikel 15 Abs. 2 
der sechsten Richtlinie unterliegt und nicht unter 
die vorliegende Richtlinie fällt, wurde eingeführt, 
um Steuerhinterziehungen zu unterbinden, die sich 
angesichts des Umstands hätten ergeben können, 
daß ein neuer Gegenstand, gekauft in einem Land 
mit niedrigem Mehrwertsteuersatz, unmittelbar 
hätte wiederverkauft und in ein Land mit hohem 
Mehrwertsteuersatz eingeführt werden können, wo- 
bei er infolge seiner Eigenschaft als Gebrauchtge- 
genstand in den Genuß einer Steuerermäßigung ge- 
kommen wäre, da die Besteuerungsgrundlage im 
Mitgliedstaat mit hohem Mehrwertsteuersatz ent- 
sprechend verringert wäre. 


5 ) ABI. Nr. L 133 vom 4. Juni 1969, S. 6 

6 ) ABI. Nr. L 206 vom 14. Juli 1982, S. 35 

7 ) ABI. Nr. L 105 vom 23. April 1983, S. 64 

8 ) ABI. Nr. L 105 vom 23, April 1983, S. 38 

9 ) ABI. Nr. L 145 vom 13. Juni 1977, S. 1 


Zu Artikel 3 

Artikel 3 gibt die Begriffsbestimmungen für die vor- 
liegende Richtlinie. Was die Definition des Impor- 
teurs betrifft, so wird die Aufmerksamkeit auf die 
Definition des Begriffs „Steuerpflichtiger, der beim 
Erwerb eines Gegenstandes nicht das Recht auf 
Vorsteuerabzug hatte“, gelenkt; es fällt hierunter 
sowohl der Steuerpflichtige, der steuerbefreit ist, 
als auch derjenige, der das Recht auf Abzug kraft 
einer Bestimmung, die ihn ausdrücklich von diesem 
Recht ausnimmt, nicht ausüben konnte. Die Gleich- 
stellung mit einem Endverbraucher wird voll oder 
teilweise sein, je nachdem, ob der Ausschluß vom 
Recht des Abzugs vollständig oder nur teilweise 
ist. 

Die heutigen Systemunterschiede zwischen den 
Mitgliedstaaten zwingen bis zur Verabschiedung 
der Harmonisierungsregelung der zwölften Richtli- 
nie 10 ) durch den Rat und bis zur Anwendung dieser 
Regeln auf Gegenstände dazu, das im Ausfuhrmit- 
gliedstaat geltende einschlägige System zu beach- 
ten; sonst bestünde die Möglichkeit der Doppelbe- 
steuerung bzw. Steuerbefreiung. 


Zu Artikel 4 

Artikel 4 bestimmt, in welchen Fällen die Rest- 
mehrwertsteuer bei der Ausfuhr erstattet wird. 

Die erste Voraussetzung ist, daß der Gegenstand 
gegenüber dem Zeitpunkt seines letzten Erwerbs 
von einem Steuerpflichtigen bzw. seiner Einfuhr in 
den Ausfuhrmitgliedstaaten an Wert verloren hat. 
Hat der Gegenstand dagegen einen Wertzuwachs 
erfahren, so erfogt keinerlei Erstattung in diesem 
Mitgliedstaat; dieser behält vielmehr die erhobene 
Mehrwertsteuer; (sie wird als dem in seinem Ho- 
heitsgebiet stattgefundenen „Verbrauch“ entspre- 
chend angesehen). 

Die zweite Voraussetzung ist, daß der Gegenstand 
einen Wert behalten hat, der die im Reiseverkehr 
geltende Freigrenze um das Dreifache übersteigt; 
im gegenteiligen Fall erfolgt keinerlei Erstattung. 

Die dritte Voraussetzung ist an die Zahl der Jahre 
geknüpft, die seit der letzten Besteuerung des Ge- 
genstandes verstrichen sind. Die Erstattung erfolgt, 
wenn die Ausfuhr innerhalb von drei Jahren nach 
dieser Besteuerung vorgenommen wird. Nach Ab- 
lauf von drei Jahren gibt es keine Erstattung der 
Restmehrwertsteuer mehr, da sie vernachlässigt 
werden kann, es sei denn, der Gegenstand besitzt 
noch einen bedeutenden Wert, das heißt, er über- 
schreitet 2 000 ECU; in diesem Fall erfolgt die Er- 
stattung wie oben beschrieben. 


Zu Artikel 5 

Artikel 5 bestimmt, welche Bescheinigung als Nach- 
weis der Mehrwertsteuerzahlung durch den End- 


10 ) ABI. Nr. C 37 vom 10. Februar 1983, S. 8 
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Verbraucher anerkannt wird. Wie dies im Mehr- 
wertsteuersystem die Regel ist, bildet die Rechnung 
(oder die Rechnungsersatzbescheinigung) die hier- 
für entscheidende Urkunde. Um als solche aner- 
kannt zu werden, muß sie zum einen die genaue 
Angabe des Exportgegenstandes enthalten, damit 
sich leicht der Vergleich zu dem Gegenstand her- 
steilen läßt, der den zuständigen Verwaltungen des 
Einfuhrmitgliedstaates vorgelegt wird. Anderer- 
seits muß sie es zulassen, die von dem Steuerpflich- 
tigen bei Eintritt des Gegenstandes in die Endstufe 
des Verbrauchs erhobene Mehrwertsteuer zu re- 
konstruieren. Die auf der Einzelhandelsstufe beste- 
henden Pflichten schließen nicht die Verpflichtung 
ein, die Mehrwertsteuer als solche auf die Rech- 
nung zu setzen; diese muß jedoch mindestens besa- 
gen, daß der Preis einschließlich aller Steuern be- 
zahlt wurde, und sie muß datiert sein. Den zuständi- 
gen Stellen des Ausfuhrmitgliedstaates wird es so 
ermöglicht, sich auf die zu der fraglichen Zeit gel- 
tenden Steuersätze zu beziehen und so Restmehr- 
wertsteuer zu errechnen. 


Zu Artikel 6 und 7 


Artikel 6 legt fest, welche Besteuerungsgrundlage 
bei der Einfuhr des Gegenstandes heranzuziehen 
ist. 

Innerhalb von drei Jahren seit seinem Erwerb von 
einem Steuerpflichtigen bzw. seit seiner Einfuhr 
muß die Besteuerungsgrundlage im Falle, daß der 
Gegenstand seit diesem Zeitpunkt an Wert verloren 
hat, notwendigerweise gleich der vom Ausfuhrmit- 
gliedstaat festgelegten Erstattungsgrundlage sein, 
eventuell zuzüglich weiterer Steuern und zusätzli- 
cher Kosten. 


Es findet wohlgemerkt keine Besteuerung statt, 
wenn dieser Wert nicht das Dreifache der im Reise- 
verkehr geltenden Freigrenze übersteigt. 

Sind mehr als drei Jahre verstrichen, so wird der 
Gegenstand bei der Einfuhr von der Steuer befreit, 
es sei denn, er besitzt noch bedeutenden Wert (d. h. 
mehr als 2 000 ECU), in welchem Fall die Besteue- 
rung auf der Erstattungsbasis vorgenommen wird, 
wie oben zu Artikel 4 (Besteuerungsgrundlage) aus- 
geführt. 

Sofern der Gegenstand im Ausfuhr mitgliedstaat 
mit einer Restmehrwertsteuer belastet ist, die 
gleich oder höher als die geschuldete Mehrwert- 
steuer bei der Einfuhr ist, kann der Endverbraucher 
die Befreiung von der Mehrwertsteuer bei der Ein- 
fuhr anstatt des Verfahrens der Erstattung beantra- 
gen. 

Hat ein Gegenstand dagegen gegenüber seinem 
letzten besteuerten Wert einen Wertzuwachs erfah- 
ren, so wird er ungeachtet seines Alters auf der 
Grundlage dieses Wertzuwachses — geschätzt von 
den Behörden des Ausfuhrmitgliedstaates (und im 
Falle der Betrugsannahme ggf. von denen des Ein- 
fuhrmitgliedstaates berichtigt) — besteuert. 


Zu Artikel 9 

Der Artikel 9 zieht den Fall in Betracht, bei dem die 
nötigen Beweise für den Mechanismus der „Erstat- 
tungs-Besteuerung“ oder der Besteuerung des 
Mehrwertes nicht erbracht werden können. Der 
Mitgliedstaat der Einfuhr, der auf der Grundlage 
des Preises oder des Normalwertes besteuert, hat 
die Möglichkeit, andere Beweiselemente zu akzep- 
tieren oder zu vermuten, daß die Mehrwertsteuer 
im Mitgliedstaat der Ausfuhr entrichtet wurde, und 
den Betrag auf die geschuldete Mehrwertsteuer bei 
der Einfuhr anzurechnen. 
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Zusammenfassende Übersicht der Besteuerungsmodalitäten von Gegenständen, die endgültig mit der 
Mehrwertsteuer belastet worden sind und die von einem Endverbraucher eines Mitgliedstaates aus 
einem anderen Mitgliedstaat eingeführt werden 


I. Gegenstände, deren Wert unter ihrem letzten besteuerten Wert liegt, 

A. — aber über dem dreifachen Betrag der Freigrenze : ) und 

— unter 2 000 ECU und 

— innerhalb drei Jahren nach ihrem Erwerb 

B. — über 2 000 ECU (Alter gleichgültig) 

Restmehrwertsteuer im Ausfuhrland 

Mehrwertsteuer im Einfuhrland 

Erstattung 

Besteuerung des Wertes, der bei der Erstattung 
zugrunde gelegt wurde 


II. Gegenstände, deren Wert unter ihrem letzten besteuerten Wert liegt, 

A. — aber über dem dreifachen Betrag der Freigrenze und 

— unter 2 000 ECU und 

— länger als drei Jahre nach ihrem Erwerb 

B. — mit einer Rest mehrwertst euer gleich oder von mehr als der Mehrwertsteuer bei der Einfuhr 

— auf Option des Endverbrauchers 

Restmehrwertsteuer im Ausfuhrland 

Mehrwertsteuer im Einfuhrland 

keine Erstattung 

Steuerbefreiung 

III. Gegenstände, deren Wert über ihrem letzten besteuerten Wert und um das Dreifache über dem Betrag 
der Freigrenze liegt (Alter gleichgültig) 

Restmehrwertsteuer im Ausfuhrland 

Mehrwertsteuer im Einfuhrland 

keine Erstattung 

Besteuerung des Wertzuwachses gegenüber 
dem letzten besteuerten Wert 


*) Betrag der Freigrenze im innergemeinschaftlichen Reiseverkehr (280 ECU ab dem 1. Juli 1984) — Richtlinie 83/181/EWG 
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Gegenstand, der an Wert verloren hat 



Gegenstand, der an Wert gewonnen hat 1 ) 



*) gegenüber seinem letzten besteuerten Wert (= beim Erwerb von einem Steuerpflichtigen oder bei Einfuhr) 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Köhler (Duisburg) 


Die in der Anlage wiedergegebene Vorlage wurde 
gemäß Nummer 46 der Sammelüberweisung von 
EG-Vorlagen vom 5. September 1984 — Drucksache 
10/1946 — an den Finanzausschuß überwiesen, der 
darüber am 5. Dezember 1984 beraten hat 

Der Richtlinienvorschlag gibt der aus einem EG- 
Mitgliedstaat einführenden Privatperson grund- 
sätzlich das Recht, sich vom Ausfuhr mitgliedstaat 
dessen Restmehrwertsteuer erstatten zu lassen. 
Dies ist jedoch an mehrfach differenzierte Wert- 
grenzen und weitere Bedingungen geknüpft Unter 
Umständen kann für einen Ausschluß der Einfuhr- 
umsatzsteuer optiert werden. Für die Abwicklung 
sind vom Ausführenden und vom Ausfuhrmitglied- 
staat auszufüllende und vom Einfuhrmitgliedstaat 
gegenzustempelnde Formulare entwickelt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 542. Sitzung am 26. Ok- 
tober 1984 zu dem Richtlinienvorschlag wie folgt 
Stellung genommen: 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, der vor- 
geschlagenen Richtlinie aus folgenden Gründen 
nicht zuzustimmen: 

— Durch die vorgeschlagene Richtlinie würde das 
gemeinschaftliche Mehrwertsteuersystem tief- 
greifend verändert. Zudem ergäben sich zwangs- 
läufig Präjudizien für die Behandlung der Einla- 
gen aus dem Privat- in den Unternehmerbereich, 
den Steuerausweis in Rechnungen und den Vor- 
steuerabzug. 

— Das Wesen der Umsatzsteuer würde verändert, 
weil anstelle der bisher weitgehend im Vorder- 
grund stehenden Anknüpfung an Verkehrsvor- 
gänge künftig in erheblichem Umfang an den 
sich über einen Zeitraum erstreckenden Wert- 
verzehr anzuknüpfen wäre. Steuertechnisch 
wäre der Richtlinienvorschlag mit erheblichen 
praktischen Schwierigkeiten verbunden. 

— Mit der Durchführung der vorgesehenen Richtli- 
nie wäre ein unverhältnismäßig großer Verwal- 
tungsaufwand verbunden. Es besteht die Vermu- 
tung, daß die Endverbraucher wegen einer rela- 
tiv geringen Anzahl von Fällen bzw. per saldo 
unerheblichen steuerlichen Auswirkungen mit 
einem unangemessenen Verwaltungsaufwand 
belastet werden. 


— Die Umsetzung der Richtlinie würde in der Pra- 
xis zu erheblichen Wartezeiten im grenzüber- 
schreitenden Verkehr und damit zu einer zusätz- 
lichen Behinderung der Ausfuhren führen. 

— Der Bundesrat befürchtet daher, daß die vorge- 
sehene Richtlinie den Bestrebungen zur Verein- 
fachung des Grenzverkehrs und den Bemühun- 
gen um Entbürokratisierung des innergemein- 
schaftlichen Handelsverkehrs zuwiderlaufen 
würden. 

Insgesamt muß damit gerechnet werden, daß das 
eigentliche Ziel der Richtlinie, dem europäischen 
Binnenmarkt näherzukommen, sich in die gegentei- 
lige Wirkung verkehrt 

Der Bundesrat spricht sich statt dessen dafür aus, 
die Freigrenzen für Privatpersonen stärker anzuhe- 
ben. 

Der Finanzausschuß teilt die Bedenken des Bun- 
desrates und ist lediglich hinsichtlich der wün- 
schenswerten einfacheren Alternativlösung zu ei- 
nem anderen Ergebnis gekommen. Die Freigrenzen 
im. innergemeinschaftlichen Reiseverkehr liegen 
derzeit bei etwa 600 DM, und die Bundesregierung 
ist gegenüber Vorschlägen zur Erhöhung der Frei- 
grenzen traditionsgemäß aufgeschlossen. Unter Be- 
rücksichtigung der Standpunkte anderer Mitglied- 
staaten ist jedoch für absehbare Zeit allenfalls mit 
einer Erhöhung auf etwa 700 DM zu rechnen. Diese 
Freigrenze löst das anstehende Problem weder jetzt 
noch in absehbarer Zukunft Der Ausschuß denkt 
deshalb eher an eine gründliche Vereinfachung der 
Richtlinie etwa in der Weise, wie das Problem von 
deutscher Seite vorläufig durch Erlaß des Bundes- 
ministeriums der Finanzen III B 4 — Z 8216 — 2/83 
vom 21. Juli 1983 (VSF-Nachrichten N 2683 Nr. 204) 
geregelt worden ist. Danach ist ausländische Mehr- 
wertsteuer, deren frühere Entrichtung ordnungsge- 
mäß nachgewiesen wird, bei der Erhebung der Ein- 
fuhrumsatzsteuer anzurechnen, und zwar 

— bei Gegenständen, die im Wert gesunken sind, 
anteilig und 

— bei Gegenständen, deren Wert gleich geblieben 
oder gestiegen ist, voll bis zur Höhe der entstan- 
denen Einfuhrumsatzsteuer. 


Bonn, den 10. Dezember 1984 


Dr. Köhler (Duisburg) 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, HerderstraBe 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 



